
 
 
 
 
 
  

Satzung der 
de'ge'pol Deutsche Gesellschaft  
für Politikberatung e.V. 
Text und  
Verhaltenskodex 



 
Seite  2 

 
Satzung der de'ge'pol 
Mai 2017 
 

§ 1 Name, Sitz, Rechtsform  

(1) Der Verein führt den Namen „de'ge'pol – Deutsche Gesellschaft für Politikbera-
tung e.V.“ 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 

(3) Der Verein soll im Vereinsregister eingetragen werden. 

§ 2 Vereinszweck  

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Weiterbildung und Professionalisie-
rung von Berufstätigen im Bereich der Politikberatung. Insbesondere geht es dem 
Verein um einen verbesserten Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis im 
politischen Feld und um die Förderung der Demokratie in Deutschland und Europa. 

(2) Der Vereinszweck wird insbesondere erfüllt durch Veranstaltungen, Fachtagun-
gen, Weiterbildungsseminare und Publikationen. 

(3) Der Verein arbeitet überparteilich und unabhängig. Eine Zusammenarbeit und 
Vernetzung mit anderen Organisationen und Vereinen wird angestrebt. Der Verein 
kann Mitglied anderer nationaler und internationaler Organisationen werden. 

(4) Der Verein kann allein oder gemeinsam mit anderen Organisationen Gremien 
zur freiwilligen Selbstkontrolle tragen. Die Gremien können der unabhängigen Prü-
fung von Verstößen nach § 3 Abs. 5 dieser Satzung sowie der Äußerung zu The-
men der Ethik in der Interessenvertretung dienen. 

§ 3 Mitgliedschaft  

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche Personen werden, die über mehrjäh-
rige Berufserfahrung im Bereich Politikberatung verfügen (natürliche Mitglieder). 
Ferner können Personen- sowie Kapitalgesellschaften Mitglied werden, die 
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nachhaltig im Bereich Politikberatung tätig sind (korporative Mitglieder). Korpora-
tive Mitglieder benennen mindestens einen, höchstens fünf ihrer Gesellschafter 
oder Mitarbeiter als Repräsentanten, die ihrerseits über mehrjährige Berufserfah-
rung im Bereich Politikberatung verfügen. Die Repräsentanten nehmen für das kor-
porative Mitglied die Rechte und Pflichten der Mitgliedschaft wie natürliche Mitglie-
der wahr. Die Person des Repräsentanten kann mit einer Karenzfrist von drei Mo-
naten geändert werden, es sei denn, das Gesellschafter- oder Mitarbeiterverhältnis 
des Repräsentanten mit dem korporativen Mitglied endet vor Ablauf dieser Zeit 
oder es besteht ein wichtiger Grund, der das Abwarten dieses Zeitablaufs unzu-
mutbar macht. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. 

(2) Als förderndes Mitglied kann aufgenommen werden, wer dem Verein ohne feste 
Beitragspflicht Geld-, Sachzuwendungen oder unentgeltliche Dienstleistungen er-
bringt. 

(3) Die Aufnahme eines Mitglieds setzt dessen schriftlichen Aufnahmeantrag an 
den Vereinsvorstand voraus. Aus diesem Antrag muss die mehrjährige Berufser-
fahrung oder nachhaltige Tätigkeit entsprechend Absatz 1 im Bereich Politikbera-
tung ersichtlich sein. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme. Die Entschei-
dung, auch die Ablehnung des Antrages, kann ohne Angabe von Gründen erfolgen. 
Betätigung in Organisationen oder Parteien, deren demokratische Ausrichtung vom 
Vorstand mit guten Gründen angezweifelt wird, ist ein Ablehnungsgrund. 

(4) Die Mitgliedschaft endet: 

a) mit dem Tod des Mitgliedes, 

b) durch Austritt, der durch Erklärung in Schrift- oder Textform gegenüber dem Vor-
stand mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende erfolgt, 

c) durch Ausschluss aus dem Verein. Ein Ausschluss kann erfolgen, wenn ein Mit-
glied gegen die Vereinsinteressen gröblich verstößt oder seinen Mitgliedsbeitrag 
nicht entrichtet. Die Entscheidung über den Ausschluss trifft der Vorstand. Vor der 
Entscheidung hat eine Anhörung zu erfolgen. Im Falle des Verzugs mit Mitglieds-
beiträgen steht eine Mahnung der Anhörung gleich. Rechtsmittel zu den ordentli-
chen Gerichten sind nur binnen einen Monats nach Bekanntgabe des Beschlusses 
zulässig. 
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(5) Der Verein regelt Pflichten der Mitglieder durch eine Ordnung (degepol Verhal-
tenskodex). Ferner gibt sich der Verein eine Verfahrensordnung (de’ge’pol Verfah-
rensweise bei Verstößen gegen den Verhaltenskodex). Die für die Mitglieder ver-
bindlichen Ordnungen werden von der Mitgliederversammlung beschlossen. Kor-
porative Mitglieder haben die Geltung dieser Ordnungen durch geeignete gesell-
schafts- oder arbeitsrechtliche Regelungen mit ihren Gesellschaftern sowie mit Ar-
beitnehmern, sonstigen Mitarbeitern sowie Erfüllungsgehilfen (§ 278 BGB) zu ver-
einbaren. In der Verfahrensordnung kann vorgesehen werden, dass die Mitglieder 
bei Verstößen nicht-öffentlich oder öffentlich gerügt oder aus dem Verein ausge-
schlossen werden können. Zuständig für das Verfahren und den Beschluss ist der 
Vorstand. Die Verfahrensordnung kann vorsehen, dass ein Gremium nach § 2 
Abs.4 dieser Satzung in ein Anhörungsverfahren einbezogen wird. Rechtsmittel zu 
den ordentlichen Gerichten sind nur binnen einen Monats nach Bekanntgabe des 
Beschlusses zulässig. 

(6) Die Vereinsmitglieder sind zur Zahlung eines Mitgliedsbeitrages verpflichtet, 
dessen Höhe und Fälligkeit vom Vorstand bestimmt wird. 

§ 4 Vereinsorgane  

Die Organe des Vereins sind: 

a) der Vorstand, 

b) der Beirat und 

c) die Mitgliederversammlung. 

§ 5 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus 7 Personen: 

a) dem Vorsitzenden, 

b) dem Schatzmeister, 

c) 5 Stellvertretern. 
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(2) Den Vorstand im Sinne des § 26 BGB bilden der Vorsitzende und der Schatz-
meister; beide haben Alleinvertretungsmacht. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands werden auf die Dauer von drei Jahren von der 
Mitgliederversammlung gewählt. Wiederwahl ist mehrfach zulässig. Die Wahlen er-
folgen grundsätzlich in Einzelwahl. Die Stellvertreter können abweichend davon in 
einer Listen-Mehrheitswahl gewählt werden. Jedes Mitglied hat dabei bis zu fünf 
Stimmen, die einzeln oder kumuliert vergeben werden können; gewählte sind die 
Kandidaten, die die meisten 

Stimmen auf sich vereinigen können; bei Stimmengleichheit ist ein neuer Wahlgang 
mit den stimmgleichen Kandidaten durchzuführen. Jedes Mitglied des Vorstands 
kann von der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder abberufen werden. Der Vorstand bleibt so lange im 
Amt, bis eine Neuwahl erfolgt. 

(4) Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so wählt 
der Vorstand einstimmig ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausge-
schiedenen. 

(5) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereines zuständig. Er hat vor 
allem die folgenden Aufgaben: 

a) Führung der laufenden Geschäfte des Vereins, 

b) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, 

c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Beirates, 

d) Verwaltung des Vereinsvermögens, 

e) Erstellung des Jahresberichts, 

f) Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern gem. 
§ 3 dieser Satzung. 

(6) Der Vorsitzende des Vorstands beruft die Vorstandssitzungen nach Bedarf ein. 
Jedes Vorstandsmitglied kann die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
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Der Vorsitzende leitet die Sitzung, bei seiner Verhinderung einer seiner Stellvertre-
ter. 

(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend 
ist. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Über jede 
Sitzung ist ein Protokoll zu fertigen. 

§ 6 Der Beirat  

(1) Der Beirat berät und unterstützt den Verein. Er hat ausschließlich beratende 
Funktion. 

(2) Die Mitglieder des Beirates, die nicht Vereinsmitglieder sein müssen, werden 
vom Vorstand ernannt. Die Amtszeit der Beiratsmitglieder endet mit der Amtszeit 
des Vorstandes. Den Beiratsvorsitz führt der Vorsitzende des Vereins oder ein an-
derer vom Beirat zu wählender Versammlungsleiter. 

(3) Über die Beschlüsse des Beirates ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom Ver-
sammlungsleiter und dem Schriftführer der Versammlung zu unterzeichnen ist. 

(4) Der Beirat ist unabhängig von der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschluss-
fähig. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. 

(5) Jedes Beiratsmitglied hat eine Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann 
ein anderes Beiratsmitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Ein Mitglied darf je-
doch nicht mehr als zwei fremde Stimmen vertreten. 

§ 7 Mitgliederversammlung  

(1) Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit sie nicht von dem Vorstand 
oder einem anderen Vereinsorgan zu besorgen sind, durch Beschlussfassung in 
einer Versammlung der Mitglieder geordnet. Zur Gültigkeit des Beschlusses ist er-
forderlich, dass der Gegenstand bei der Einberufung bezeichnet wird. Bei der Be-
schlussfassung entscheidet die Mehrheit der erschienenen Mitglieder. 

(2) Jedes natürliche Mitglied hat eine Stimme. Korporative Mitglieder werden durch 
einen Repräsentanten vertreten und haben eine Stimme. Der Repräsentant hat auf 
Verlangen der Versammlungsleitung einen Nachweis der Vertretung in der 
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Versammlung zu erbringen. Fördermitglieder besitzen kein Stimmrecht und kein 
passives Wahlrecht. 

(3) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
von einem der stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands geleitet. Über die Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom jewei-
ligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins 
es erfordert. Die Einladung erfolgt durch den Vorstand, unter Einhaltung einer Frist 
von vier Wochen, schriftlich oder in Textform an die letzte bekannte Adresse und 
unter Mitteilung der Tagesordnung. 

(5) Die Mitgliederversammlung ist zu berufen, wenn der zehnte Teil der Mitglieder 
die Berufung schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt. 

§ 8 Satzungsänderungen  

Die Satzung kann nur mit einer Mehrheit von 2/3 der erschienenen stimmberech-
tigten Mitglieder geändert werden. 

§ 9 Auflösung des Vereins  

(1) Über die Auflösung des Vereins beschließt die Mitgliederversammlung mit zwei 
Drittel Mehrheit. 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks 
fällt das Vermögen des Vereins an die gemeinnützige Einrichtung Amnesty Inter-
national. Beschlüsse über die Verwendung des Vermögens in diesem Fall dürfen 
erst nach Einwilligung des Finanzamtes gefällt werden. 
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de'ge'pol Verhaltenskodex 
2003 
 
Präambel 
 
Politikberaterinnen und Politikberater haben eine Vermittlungsfunktion zwischen 
Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit. Dies stellt sie vor die Aufgabe, einerseits die 
Interessen ihres Auftraggebers zu wahren, andererseits die Wahrung des Gemein-
wohls als Zielsetzung von Politikberatung auch bei der Durchsetzung individueller 
Interessen eines Auftraggebers zu berücksichtigen. 
 
Der ständige Wechsel zwischen den Feldern Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit 
verlangt daher von Politikberaterinnen und Politikberatern eine besondere Sensibi-
lität und Transparenz in der Ausübung ihres Berufs. 
 
Vor diesem Hintergrund haben die in Brüssel ansässige Society of European Affa-
irs Professionals (SEAP), die American Association of Political Consultants (AAPC) 
und die englische Association of Professional Political Consultants (APPC) bereits 
Verhaltenskodizes verabschiedet. Im Rahmen des Professionalisierungsprozesses 
von Politikberatung gibt sich die Deutsche Gesellschaft für Politikberatung e.V. 
(de'ge'pol) einen eigenständigen Verhaltenskodex, um gegenüber der Öffentlich-
keit und den Auftraggebern aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ein klares 
Zeichen der Transparenz zu setzen. de'ge'pol-Mitglieder sind Berufstätige aus den 
Bereichen Public Affairs, Politikfeldberatung und Kampagnenberatung. 
 
Verhaltenskodex 
Politikberatung ist Bestandteil demokratischer Prozesse. In der Ausübung ihres Be-
rufes respektieren und befördern Politikberaterinnen und Politikberater die Grunds-
ätze des internationalen Rechtes und die Vorgaben der nationalen Gesetzgebung, 
insbesondere die Grundsätze der Freiheit der Meinungsäußerung, des Rechts auf 
Information, der Unabhängigkeit der Medien und des Schutzes der Persönlichkeits-
rechte. 
 
Integrität, die Einhaltung der demokratischen Spielregeln sowie die Achtung der 
demokratischen Grundordnung bilden die Voraussetzung für den Wettstreit um die 
besten Ideen und Konzepte. Mit diesem Selbstverständnis stehen die de'ge'pol-
Mitglieder für die Professionalisierung der Politikberatung 
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Die Mitglieder der de'ge'pol verpflichten sich, folgende Grundsätze bei der Aus-
übung ihrer beruflichen Tätigkeit einzuhalten: 
 
Wahrhaftigkeit 
Verpflichtung zur Wahrhaftigkeit gegenüber Auftraggebern, politischen Institutio-
nen, den Medien und der Öffentlichkeit: de'ge'pol-Mitglieder arbeiten ausschließlich 
mit Informationen, die nach bestem Wissen und Gewissen der Wahrheit entspre-
chen. Sie achten auf Transparenz und vermeiden Irreführung durch Verwendung 
falscher Angaben. Bei der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit geben sie den Na-
men ihres Auftraggebers bekannt, wenn sie für ihn tätig werden. 
 
Diskretion 
Verpflichtung zur Diskretion: Vertrauliche Informationen von aktuellen oder frühe-
ren Auftraggebern werden nur mit deren ausdrücklicher Zustimmung weitergege-
ben. Zudem tragen de'ge'pol-Mitglieder dafür Sorge, mögliche berufliche Interes-
senkonflikte im Sinne der gleichzeitigen Vertretung einander unmittelbar entgegen-
laufender Interessen zu vermeiden. Bei möglichen Interessenkonflikten sind die 
Auftraggeber zu informieren. 
 
Keine finanziellen Anreize 
de'ge'pol-Mitglieder üben zur Kommunikation und Realisierung von Interessen kei-
nen unlauteren oder ungesetzlichen Einfluss aus, insbesondere weder durch di-
rekte oder indirekte finanzielle Anreize. 
 
Keine Diskriminierung 
de'ge'pol-Mitglieder verpflichten sich, in ihrer beruflichen Tätigkeit keine rassisti-
sche, sexistische, religiöse oder anderweitige Diskriminierung zuzulassen oder an 
ihr teilzunehmen. 
 
Respekt 
de'ge'pol-Mitglieder gehen mit Auftraggebern und Kollegen respektvoll um und ver-
pflichten sich, deren berufliche und persönliche Reputation zu achten. 
 
Klare Trennung 
de'ge'pol-Mitglieder achten bei der Ausübung ihrer beruflichen Beratungs- und Ver-
tretungstätigkeit auf die strikte Trennung zwischen ihrer beruflichen Tätigkeit einer-
seits und weiteren politischen Ämtern, Mandaten und Funktionen andererseits. 
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Keine Berufsschädigung 
Jedes de'ge'pol-Mitglied vermeidet grundsätzlich Aktivitäten, die der Gemeinschaft 
der Politikberater, der Politikberatung an sich oder dem öffentlichen Ansehen der 
de'ge'pol schaden könnten. 
 
Die Mitglieder der de'ge'pol haben mit ihrem Eintritt diesen Verhaltenskodex aner-
kannt und werden sich für dessen Einhaltung, Verbreitung und Weiterentwicklung 
einsetzen. 
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